
 

  

S 13 AL 8/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 13 AL 8/00
Datum 05.07.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 AL 268/00
Datum 20.11.2003

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
05.07.2000 aufgehoben. Der Bescheid vom 08.10.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.12.1999 wird abgeÃ¤ndert und die Beklagte
verurteilt, dem KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe ab 01.09.1999 bis 23.07.2000 unter
Zugrundelegung eines wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelts von 330,00 DM zu
gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte der auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he der Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r den Zeitraum vom
01.09.1999 bis 23.07.2000.

Der 1940 geborene KlÃ¤ger â�� SpÃ¤taussiedler â�� kam im November 1993 in die
Bundesrepublik Deutschland. 1994 war er bei verschiedenen Firmen als
Maurerhelfer beschÃ¤ftigt. Nach Alhi-Bezug bis 09.01.1996 und anschlieÃ�ender
Erkrankung bis 05.07.1997 meldete er sich am 03.07.1997 erneut arbeitslos und
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beantragte Arbeitslosengeld (Alg). Die Beklagte zahlte Alg bis 05.05.1998 nach
einem wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von gerundet 600 DM (16,34 DM /
Stunde bei 37 Wochenstunden). Ab 06.05.1998 bezog der KlÃ¤ger erneut Alhi.

Mit Bescheid vom 18.12.1998 hob die Beklagte die Entscheidung Ã¼ber die
Bewilligung von Alhi (Bescheid vom 29.05.1998) gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs.2 Satz 3 Nr.3
Sozialgesetzbuch Verwaltungsverfahren (SGB X) i.V.m. Â§ 330 Abs.2
Sozialgesetzbuch ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) mit Wirkung ab 24.12.1998 auf. Der
RentenversicherungstrÃ¤ger habe bereits mit Bescheid vom 18.07.1996
festgestellt, dass der KlÃ¤ger erwerbsunfÃ¤hig sei. Da er keine
versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeiten mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne, stehe er der
Arbeitsvermittlung nicht zur VerfÃ¼gung. Im anschlieÃ�enden
Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger geltend, zwar kÃ¶nne er als Maurer
nicht mehr arbeiten, jedoch noch leichte Arbeiten verrichten. Der Grad seiner
LeistungsfÃ¤higkeit mÃ¼sse durch ein Ã¤rztliches Gutachten bestimmt werden. Mit
Bescheid vom 03.03.1999 half die Beklagte dem Widerspruch ab.

Am 06.05.1999 beantragte der KlÃ¤ger Fortzahlung der Alhi. Die Beklagte
veranlasste eine Begutachtung nach Aktenlage durch die ArbeitsamtÃ¤rztin Dr.B.
vom 08.06.1999. Darin gelangte die SachverstÃ¤ndige zur Auffassung, dass der
KlÃ¤ger â�� wie bereits im Vorgutachten vom 06.10.1997 von dieser eingeschÃ¤tzt
â�� weiterhin nur leichte TÃ¤tigkeiten von zwei bis drei Stunden tÃ¤glich verrichten
kÃ¶nne. Dieses Gutachten wurde dem KlÃ¤ger am 30.08.1999 durch den
Arbeitsvermittler R. erÃ¶ffnet und mit ihm besprochen. Mit Bescheid vom
08.10.1999 zahlte die Beklagte ab 01.09.1999 Alhi nunmehr nur noch nach einem
gerundeten Bemessungsentgelt von 250 DM wÃ¶chentlich (604,58: 37 x 15
Stunden / Woche).

Den Widerspruch des KlÃ¤gers, mit dem dieser durch Vorlage eines Attestes des
Internisten Dr.R.A. (F.) vom 04.11.1999 geltend machte, sein LeistungsvermÃ¶gen
sei nicht eingeschrÃ¤nkt, wies die Beklagte durch Widerspruchsbescheid vom
14.12.1999 zurÃ¼ck. Das Bemessungsentgelt habe gemÃ¤Ã� Â§ 133 Abs.3 Satz 1
SGB III herabgesetzt werden mÃ¼ssen, weil beim KlÃ¤ger LeistungsfÃ¤higkeit nur
noch fÃ¼r 15 Stunden pro Woche bestehe.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhoben und
beantragt, den Bescheid vom 08.10.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.12.1999 aufzuheben. Das SG hat Befundberichte
des Internisten Dr.A. vom 03.04.2000 und der prakt. Ã�rztin E.Z. (F.) vom
10.04.2000 eingeholt und mit Urteil vom 05.07.1999 die Klage abgewiesen. Der
KlÃ¤ger sei nach den Feststellungen der LVA Oberfranken / Mittelfranken seit
07.01.1996 erwerbsunfÃ¤hig â�� mithin auch seit dem Zeitpunkt der
Arbeitslosmeldung vom 03.07.1997 â�� und kÃ¶nne nurmehr eine leichte
zweistÃ¼ndige bis unterhalbschichtige TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben. Seither sei eine
Besserung im Gesundheitszustand nicht eingetreten. Die Herabbemessung der Alhi
im Bescheid vom 08.10.1999 / Widerspruchsbescheid vom 14.12.1999 sei daher
nicht zu beanstanden.
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Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger am 11.08.2000 Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht eingelegt und ausgefÃ¼hrt: Seit einem Jahr sei sein
Gesundheitszustand stabil. Dies belegten das Attest der prakt. Ã�rztin E.Z. vom
14.07.2000 und die von ihm seit 24.07.2000 ausgeÃ¼bte vollschichtige
BeschÃ¤ftigung eines Fleischereihilfsarbeiters (170 Stunden / Monat). Zur
BekrÃ¤ftigung legte er Atteste des Dr.A. vom 12.02.1998 / 29.01.1999 / 04.11.1999
vor.

Der Senat zog Befundberichte der prakt. Ã�rztin E.Z. vom 01.07.2002 und des Dr.A.
vom 19.09.2002 bei und holte ein Gutachten des Internisten Dr.H.G. (NÃ¼rnberg)
vom 21.03.2003 ein. Dr.G. gelangte nach Untersuchung des KlÃ¤gers zur
Auffassung, dass dieser seit 01.07.1997 nur noch leichte kÃ¶rperliche Arbeiten (z.B.
die TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners) bis zu vier Stunden tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne. Es
habe sich inzwischen im Gesundheitszustand nur eine ganz geringe Besserung
ergeben.

Der KlÃ¤ger widersprach dieser LeistungseinschÃ¤tzung. Er sei seit 24.07.2000
wieder ohne GefÃ¤hrdung seiner Gesundheit vollschichtig tÃ¤tig.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 05.07.2000 aufzuheben
sowie den Bescheid vom 08.10.1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 14.12.1999 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, Alhi ab 01.09.1999
bis 23.07.2000 unter Zugrundelegung eines wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelts
auf der Basis eines zeitlichen LeistungsvermÃ¶gens von 20 Stunden zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Bei der Beurteilung der
LeistungsfÃ¤higkeit sei auf den streitigen Zeitraum abzustellen und nicht auf das
aktuelle LeistungsvermÃ¶gen. Der SachverstÃ¤ndige habe die von ihr
angenommene LeistungsfÃ¤higkeit von 15 Stunden pro Woche voll bestÃ¤tigt.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf die beigezogenen Leistungsakten der
Beklagten, die Rentenakten und Ã¤rztlichen Gutachten der LVA Oberfranken /
Mittelfranken, die Schwerbehindertenakten des Versorgungsamts NÃ¼rnberg sowie
auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz
-SGG-) und entsprechend seinem eingeschrÃ¤nkten Antrag begrÃ¼ndet, denn der
KlÃ¤ger hat fÃ¼r die Zeit vom 01.09.1999 bis 23.07.2000 Anspruch auf hÃ¶here
Alhi.

GemÃ¤Ã� Â§ 190 Abs.3 Satz 1 SGB III soll die Alhi jeweils fÃ¼r lÃ¤ngstens ein Jahr
bewilligt werden. Vor einer erneuten Bewilligung sind die Voraussetzungen des
Anspruchs zu prÃ¼fen (Â§ 190 Abs.3 Satz 2 SGB III). Solange der Arbeitslose aus
GrÃ¼nden, die in seiner Person liegen, nicht mehr das maÃ�gebliche
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Bemessungsentgelt erzielen kann, ist Bemessungsentgelt das tarifliche
Arbeitsentgelt derjenigen BeschÃ¤ftigung, auf die das Arbeitsamt die
VermittlungsbemÃ¼hungen fÃ¼r den Arbeitslosen in erster Linie zu erstrecken hat;
alle UmstÃ¤nde des Einzelfalles sind zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 200 Abs.2 Satz 1 SGB
III). Diese Regelung bezweckt, GrÃ¼nde in der Person des Arbeitslosen zu
berÃ¼cksichtigen, die sich nicht allein aus den VerhÃ¤ltnissen des Arbeitsmarktes
ergeben. Die Anwendung des Â§ 200 Abs.2 SGB III setzt mithin eine Ã�nderung der
VerdienstmÃ¶glichkeiten aufgrund persÃ¶nlicher UmstÃ¤nde, insbesondere durch
individuelle gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigungen voraus (Brandts in Niesel, SGB III,
2.Auflage, Â§ 200 Rdnr.12; Spellbrink in Spellbrink/Eicher, Handbuch des
ArbeitsfÃ¶rderungsrechts, 2003, Â§ 13 Rdnr.236). Â§ 200 Abs.2 SGB III geht Â§ 200
Abs.1 SGB III vor und tritt an die Stelle des Â§ 133 Abs.3 SGB III, der damit nicht
nach Â§ 198 Satz 2 Nr.4 SGB III entsprechend anwendbar ist (KrauÃ� in Wissing u.a.,
SGB III, Â§ 200 Rdnr.20).

EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens bleiben allerdings nach Â§ 200 Abs.2
Satz 2 SGB III als personenbezogene GrÃ¼nde fÃ¼r eine Herabbemessung
unberÃ¼cksichtigt, wenn Alhi nch Â§ 198 Satz 2 Nr.3 i.V.m. Â§ 125 SGB III geleistet
wird. Ein Fall der Nahtlosigkeit nach Â§ 125 Abs.1 SGB III lag hier jedoch nicht vor,
da der RentenversicherungstrÃ¤ger verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit bereits mit
Bescheid vom 18.07.1996 festgestellt hat.

Unter BerÃ¼cksichtigung des nach Aktenlage erstatteten Gutachtens der Frau Dr.B.
vom 08.06.1999 gelangte die Abteilung Arbeitsvermittlung der Beklagten am
01.12.1999 zur Feststellung, dass bei dem KlÃ¤ger ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte TÃ¤tigkeiten von nur noch zwei bis drei Stunden besteht und der KlÃ¤ger
daher fiktiv als PfÃ¶rtner nach Lohngruppe IV des Tarivertrages Bekleidung zu
bemessen ist (gerundetes wÃ¶chentliches Arbeitsentgelt 250 DM). Diese
LeistungseinschÃ¤tzung war jedoch unzutreffend, denn nach der Beurteilung des
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.G. war der KlÃ¤ger ab 01.09.1999 noch in der
Lage, eine Teilzeitarbeit von tÃ¤glich bis vier Stunden zu verrichten. Damit
reduzierte sich das Bemessungentgelt auf das RestleistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers, das nach EinschÃ¤tzung des Dr.G. mit 20 Stunden/Woche anzunehmen
war.

Der Senat hÃ¤lt diese Beurteilung des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r
zutreffend.

Bereits aus der Reha-MaÃ�nahme in der Klinik H. wurde der KlÃ¤ger im April 1996
als weiterhin leistungsgemindert entlassen (Entlassungsbericht vom 23.04.1996).
Auch MOR Dr.P. von der LVA Oberfranken / Mittelfranken hielt den KlÃ¤ger in ihrer
sozialmedizinischen Beurteilung seit 07.01.1996 in der LeistungsfÃ¤higkeit
ebenfalls fÃ¼r beeintrÃ¤chtigt. Sie schÃ¤tzte sein LeistungsvermÃ¶gen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt nur auf zweistÃ¼ndig bis unterhalbschichtig ein.

Aufgrund des pathologisch-anatomischen Befundes konnte nach der Beurteilung
des SachverstÃ¤ndigen Dr.G. eine kontinuierliche wesentliche Besserung des
LeistungsvermÃ¶gens nicht erwartet werden. Zwar hatte der KlÃ¤ger am
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24.07.2000 wieder eine vollschichtige ErwerbstÃ¤tigkeit aufgenommen. Diese ging
aber zu Lasten seiner Restgesundheit, denn die Beschwerdesymptomatik bestand
bei ihm unverÃ¤ndert und die Pumpleistung des Herzens war weiterhin
eingeschrÃ¤nkt. Die kurzzeitig mÃ¶gliche Spitzenbelastbarkeit bis 100 Watt ist fÃ¼r
einen lÃ¤ngeren Zeitraum nicht relevant. Da die einzige MÃ¶glichkeit der
Behandlung des KlÃ¤gers in einer WeiterfÃ¼hrung der medikamentÃ¶sen Therapie
bestand und zusÃ¤tzlich in der kÃ¶rperlichen Schonung, hat der KlÃ¤ger bei
AusÃ¼bung einer vollschichtigen TÃ¤tigkeit ab 24.07.2000 auf Kosten des
RestleistungsvermÃ¶gens gearbeitet. Die Beklagte war jedoch gehalten, ab
01.09.1999 der Bemessung der Alhi das Ã¤rztlicherseits objektiv festgestellt
eingeschrÃ¤nkte LeistungsvermÃ¶gen zugrunde zu legen.

Die Annahme einer durchschnittlichen EinsatzfÃ¤higkeit von bis zu 20 Stunden pro
Woche Ã¼ber den Gesamtzeitraum 01.09.1999 bis 23.07.2000 ist zur
Ã�berzeugung des Senats gerechtfertigt. In diesem Zusammenhang konnte nicht
auf die Ã¤rztliche Beurteilung durch Dr.B. vom 06.10.1997 â�� die Begutachtung
nach Aktenlage vom 08.06.1999 bezieht sich weitgehend auf die Untersuchung vom
Oktober 1997 und war daher ohnehin kaum verwertbar â�� abgestellt werden,
sondern es war der Auffassung des SachverstÃ¤ndigen Dr.G. zu folgen, der eine
inzwischen eingetretene, wenngleich nur leichte Besserung nicht auÃ�er Acht
gelassen hat, indem er den KlÃ¤ger fÃ¼r fÃ¤hig hielt, leichte kÃ¶rperliche Arbeiten
(z.B. die TÃ¤tigkeit eines â�� einfachen â�� PfÃ¶rtners) bis zu vier Stunden tÃ¤glich
zu verrichten. Damit war die Ansicht der Beklagten, der KlÃ¤ger kÃ¶nne tÃ¤glich
lediglich drei Stunden eingesetzt werden, widerlegt. FÃ¼r die von der Beklagten
behauptete weitere LeistungseinschrÃ¤nkung trÃ¤fe diese ohnehin die Beweislast,
denn nur eindeutig nachgewiesene Verminderungen dÃ¼rfen berÃ¼cksichtigt
werden (Gagel a.a.O. Â§ 133 Rdnr.21).

Auf die Berufung des KlÃ¤gers war daher das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 05.07.2000 aufzuheben, der Bescheid vom 08.10.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.12.1999 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, dem KlÃ¤ger Alhi ab 01.09.1999 bis 23.07.2000 unter Zugrundlegung
eines wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelts von 330,00 DM zu gewÃ¤hren (16,34
DM x 20 Std./Woche; Rundung gemÃ¤Ã� Â§ 132 Abs.3 SGB III in der bis 31.12.2001
geltenden Fassung).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.1 Nrn.1, 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 17.02.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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